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Wettbewerb oder
Protektionismus?

Rezension von: Arne Gieseck,
Krisenmanagement in der Stahlindustrie.

Eine theoretische und empirische
Analyse der europäischen Stahlpolitik
1975 bis 1988, Duncker & Humb1ot,
Berlin 1995, 287 Seiten, öS 687,-.

Gegenständliches Werk besitzt einen
etwas irreführenden Buchtitel. Man er-
hält den Eindruck, es handle sich um
ein eher wirtschaftshistorisches Werk,
ohne Bezug zur Gegenwart. Bei nähe-
rer Befassung wird man jedoch eines
Besseren belehrt: Aufgrund der einge-
henden Analyse eines bestimmten Zeit-
raumes erhält der Leser Einblick in die
Problematik einer Branche, die jeden-
falls bis zum Jahr 2002 auf europäischer
Ebene, bedingt durch den 1952 (auf 50
Jahre) abgeschlossenen Vertrag über
die Europäische Gemeinschaft für Koh-
le und Stahl, eine besondere sein wird.
Das Buch ist nicht nur eine Pflichtlek-
türe für einen begrenzten Personen-
kreis, der sich näher mit den Besonder-
heiten der Eisen- und Stahlindustrie -
insbesondere im Kontext mit der Euro-
päischen Union als Promotor - ausein-
andersetzen möchte. Der Widerstreit
zwischen Protektionismus und offenem
Wettbewerb war und ist schlechthin das
Thema der Industriepolitik. Ungewöhn-
lich ist an diesem Buch sicherlich die
starke Verknüpfung von ökonomischer
Modelltheorie und sehr in die Tiefe ge-
hendem wirtschaftspolitischen Praxis-
bezug.

Inhaltlicher Schwerpunkt der Unter-
suchung ist die krisenhafte Situation der
westdeutschen- und europäischen Ei-
sen- und Stahlindustrie in den Jahren
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1975 bis 1988 und die damit verbunde-
nen stahlpolitischen, also sektorspezi-
fischen Maßnahmen, die sowohl auf
nationaler als auch auf EU-Ebene ge-
setzt wurden. Die Analyse ist auch für
die neunziger Jahre noch relevant -
schließlich tauchte anläßlich der letz-
ten große Krise der Stahlindustrie in der
Diskussion zwischen der Europäischen
Kommission und den Mitgliedsländern
bzw. den Verbänden der Interessen-
vertreter immer wieder die Forderung
auf, protektionistische Maßnahmen, wie
im EGKS-Vertrag (als Krisenmanage-
ment) für den Fall der Ausrufung einer
"manifesten Krise" vorgesehen, zum
Schutz der europäischen Stahlindustrie
einzusetzen.

In den Jahren 1975 bis 1988 kam es
zu massiven Interventionen seitens der
Europäischen Kommission und der Mit-
gliedsländer zugunsten der Stahlindu-
strie. Mit Instrumenten wie beispielswei-
se Produktions- und Lieferquoten, Min-
destpreisen und Selbstbeschränkungs-
abkommen mit wichtigen stahlexpor-
tierenden Drittländern versuchte die
Europäische Kommission den Binnen-
marktpreis vom Weltmarktpreis zu
entkoppeln und den Marktmechanis-
mus soweit wie möglich außer Kraft zu
setzen.

Nach Ansicht des Autors hätten die-
se (vom Charakter her eher planwirt-
schaftlichen) Instrumente durchaus er-
folgreich sein können. Als das eigentli-
che Problem werden die massiven Sub-
ventionen auf nationaler Ebene, welche
zu erheblichen Verzerrungen der An-
gebotsstruktur - zugunsten ineffizienter,
veralteter Stahlunternehmen - führten,
angegeben. Die Beihilfen wirkten also
strukturkonservierend und verhinderten
Modernisierung und sinnvolle Umstruk-
turierung. Infolge der Maßnahmen, die
den wettbewerbsbedingten Preisverfall
im Binnenmarkt hintanhielten, hielten
sich Grenzanbieter im Markt und somit
unterblieb der Abbau von Produktions-
kapazitäten. Schließlich sei es der Eu-
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ropäischen Kommission nicht gelungen,
die mit den Subventionen verbundenen
Stillegungsverpflichtungen bei den
Stahlunternehmen bzw. ihren nationa-
len Regierungen durchzusetzen.

Die Lehre, welche die Europäische
Kommission aus dieser Erfahrung im
Zeitraum 1975 bis 1988 zog, war, pro-
tektionistische Maßnahmen gegenüber
Drittländern sukzessive abzubauen und
keinesfalls wieder ein Produktions-
quotensystem einzuführen. Diese Hal-
tung wurde während der jüngsten Stahl-
krise beibehalten, was zu einem enor-
men Beschäftigtenabbau und heftigen
Protesten (nicht nur) mancher Arbeit-
nehmerverbände führte.

Politisches Ziel der deutschen Metali-
gewerkschaft IG-Metall war die Ausru-
fung der "manifesten Krise" gemäß Art.
58 EGKS-Vertrag. In diesem Fall hätte
sich die Möglichkeit geboten, auf euro-
päischer Ebene Produktionsquoten für
die einzelnen Stahlunternehmen sowie
Mindestpreise festzulegen. Dazu kam
es jedoch nicht: In der Industrieminister-
ratstagung vom 25.2.1993 wurde die
Ausrufung der Krise gemäß EGKS-Ver-
trag endgültig verworfen, was als grund-
legende Weichenstellung der Europäi-
schen Kommission, (auch im Stahl-
bereich) stärker in Richtung Wettbe-
werb zu gehen, bezeichnet werden
kann.

Auch die deutsche Wirtschaftsver-
einigung Stahl kritisierte unter dem Ti-
tel "Wir brauchen eine Wettbewerbs-
politik ohne Widersprüche" im Februar
1992 die Stahlpolitik der Europäischen
Kommission: "Die Brüsseler Behörde
versagt den Erzeugern im Namen des
Wettbewerbs Hilfe zur Selbsthilfe, die
durch gleichgewichtige Produktions-
rücknahme die Anpassung an den
Markt ermöglichen und damit einen
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abrupten Preisverfall verhindern würde.
Anschließend greift sie in den Auslese-
prozeß massiv ein, indem sie durch
Subventionsentscheidungen die Ergeb-
nisse dieses von ihr selbst verschärf-
ten Wettbewerbs korrigiert."

Dazu muß angemerkt weden, daß die
jüngste Stahlkrise eine neue Qualität
besaß. Erstens fielen alle bekannten
Elemente aus früheren Stahlkrisen
gleichzeitig und geballt zusammen.
Hierzu zählt der dramatische Preis- und
Mengenverfall auf den Stahlmärkten.
Diese Entwicklung führte zu massiven
Verlusten und Substanzverzehr in den
europäischen Stahlunternehmen. Ein
typisches Element der Krise war auch
der gnadenlose Konkurrenzkampf un-
ter den Stahlgesellschaften im nationa-
len und europäischen Rahmen, welcher
auch "hausgemacht" zum Preisverfall
bei bestimmten Stahlprodukten geführt
hat. Hauptleidtragende waren dabei,
wie nicht anders zu erwarten war, die
Arbeitnehmer. Weiters gab es einen
massiven Importdruck durch die mitteI-
und osteuropäischen Stahlerzeuger, der
mit Dumpingpreisen geführt wurde.
(Aufgrund von Importbeschränkungs-
maßnahmen seitens der EU ging die-
ser jedoch bald zurück.) Auch hatte die
US-amerikanische Stahlindustrie dafür
gesorgt, daß die europäischen Überka-
pazitäten nicht einfach durch Exporte
in die USA verringert werden konnten.
Die amerikanische Regierung verhäng-
te - mit der Begründung der hohen Sub-
ventionen in Europa (siehe Tabelle 1) -
gegenüber zahlreichen europäischen
Stahlproduzenten Ausgleichszölle in
empfindlicher Höhe. Alle Faktoren zu-
sammen führten zu einer neuen Quali-
tät der wirtschaftlichen und sozialen
Bedrohung im europäischen Stahl-
sektor.
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Tabelle 1:
Subventionen im Jahresdurchschnitt verschiedener Perioden seit 1975
in Mrd. ÖS (nominell)

75-79 80-85 86-93 75-93
(EG 10) (EG 10) (EG 12)

Durchschnitt p.a. 31 105 34*)

Periode insgesamt 155 630 272 1.057

*) davon aus EU-Töpfen rund 7 Mrd für Forschungs-, Investitions- und Sozialbeihilfen
Quelle: Hanisch, Turnheim, Gonzalez, Standortpolitik und Strategien der öffentlichen Hand
gegenüber der Stahlbranche in ausgewählten westeuropäischen Stahlländern (Studie im
Auftrag der Bundeskammer für Arbeiter und Angestellte, Wien 1994).

Bereits 1980 wurde in der Stahlindu-
strie der Europäischen Gemeinschaft
eine Umstrukturierungsphase eingelei-
tet, welche zwischen 1980 und 1986
zum Teil einzelstaatlich im Rahmen des
vom Rat gebilligten "Stahlsubventions-
kodex" und durch die im Artikel 58
EGKS-Vertrag festgelegten Produkti-
onskontrollen - die am 30.6.1988 aus-
liefen - gefördert wurde, was beim Roh-
stahl zu einem Rückgang der Produk-
tionskapazitäten von 40 Mio t, d.h. ei-
ner Kapazitätsreduktion um etwa 19%,
führte.

Die bereits Ende 1987 beginnende
Konjunkturbelebung veranlaßte jedoch
die Stahlproduzenten dazu, weitere
Schritte in diese Richtung zu unterlas-
sen. Daher wurden im Zeitraum 1988
bis 1991 nur geringfügige Kapazitäts-
anpassungen vorgenommen - im Be-
reich kaltgewalzte Bleche wurden so-
gar Erweiterungsinvestitionen durchge-
führt. Diese Entwicklung in einer Bran-
che mit an sich chronischen Überka-
pazitätsproblemen konnte sich auf die
darauffolgende Krise nur verschärfend
auswirken.

1990 - also bereits gegen Ende der
Stahlhochkonjunktur - warnte die Eu-
ropäische Kommission in den von ihr
aufgestellten "Allgemeinen Zielen
Stahl" explizit vor den negativen Fol-
gen hoher Überkapazitäten im Bereich
Stahl. Als dann tatsächlich die Krise

"hereinbrach", forderten die Stahlunter-
nehmen die Kommission auf, Maßnah-
men zu ihrer Bewältigung zu ergreifen.
Schließlich ergriff die Europäische
Kommission im Herbst 1992 die Initia-
tive und unternahm gemeinsam mit der
Industrie und Experten der Mitgliedslän-
der eine Vorausschätzung für 1995,
derzufolge eine Überkapazität von 19
bis 26 Mio t an Warmwalzprodukten zu
erwarten war. Die Überkapazitäten bei
Rohstahl wurden auf33,7 bis 39,6 Mio t
und bei kaltgewalzten und beschichte-
ten Produkten auf 3,2 bis 14,5 Mio t
geschätzt. Diese Umstände veranlaß-
ten schließlich die Kommission, den Rat
und die Stahlindustrie der Gemein-
schaft dazu, bis Februar 1993 ein um-
fangreiches Umstrukturierungspro-
gramm zu verabschieden.

Schwerpunkt des gegenständlichen
Werks ist die Analyse der in West-
deutschland aufgrund der protektioni-
stischen Stahlpolitik im Zeiraum 1978
bis 1988 erzielten Wohlfahrtseffekte.
Ansatzpunkte waren die sich aus dem
höheren Marktpreis ergebenden Um-
verteilungswirkungen zugunsten der
inländischen Produzenten (die ihr An-
gebot ausdehnten und eine höhere
Produzentenrente erzielten) und zu
Lasten der Stahlverbraucher. Gleichzei-
tig profitierte der Staat durch höhere
Zolleinnahmen bzw. die Importeure
oder Exporteure durch eine Kontingent-
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rente. Dabei wurden auch Wohlfahrts-
verluste durch die zusätzliche inländi-
sche Produktion zu höheren Grenzko-
sten und den (preisinduzierten) Markt-
austritt der Grenzverbraucher ange-
nommen. Weitergehende (mögliche)
Effekte, wie zum Beispiel die Vermin-
derung der Innovationsbereitschaft und
damit die längerfristige Verschlechte-
rung der Wettbewerbsfähigkeit der
Stahlunternehmen, konnten wegen
mangelnder Quantifizierbarkeit nicht
berücksichtigt werden.

Gieseck kommt nach eingehender
theoretischer und empirischer Untersu-
chung der Wohlfahrtseffekte Zur Auf-
fassung, daß die deutschen Stahl-
verbraucher im Jahresdurchschnitt ei-
nen Verlust von 2,7 bis 5,5 Mrd DM er-
litten, die Produzenten einen Gewinn
(zusätzliche Produzentenrente) in Höhe
von 1,5 bis 3,3 Mrd DM erzielten und
insgesamt Wohlfahrtsverluste von etwa
0,9 bis 2,2 Mrd DM entstanden. (Eine
vom Autor angeführte Studie über die
Kosten der Stahlprotektion in den USA
in den Jahren 1968 bis 1974 und 1982
bis 1987 führt zu vergleichbaren Ergeb-
nissen.) Im Untersuchungszeitraum
konnten aufgrund der protektionisti-
schen Stahlpolitik in Deutschland etwa
13.000 Arbeitsplätze erhalten werden,
allerdings - wie der Autor anmerkt - zu
gesamtwirtschaftlichen Kosten, die die
Bruttolöhne und -gehälter bei weitem
überstiegen. Dem muß allerdings hin-
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zugefügt werden, daß die Kosten der
(dadurch verhinderten) Arbeitslosigkeit
und ihrer regionalwirtschaftlichen Folge-
wirkungen - wie üblich - nicht mit ins
Kalkül einbezogen wurden.

Sieht man von letzterem ab, belegt
dennoch die Studie die volkswirtschaft-
liche Ineffizienz traditioneller protektio-
nistischer Maßnahmen. Es wird daher
insbesondere für Arbeitnehmervertreter
immer eine Gratwanderung zwischen
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit ei-
nerseits und Erhaltung von Arbeitsplät-
zen andererseits geben. Es ist zwar
unumstritten, daß die Stärkung der
Wettbewerbsfähigkeit heute die Arbeits-
plätze von morgen (zumindest mittel-
fristig) sichert, trotzdem bleiben dabei
viele Arbeitnehmer auf der Strecke, für
die man alternative Arbeitsmöglichkei-
ten schaffen muß. In einem oder ande-
ren Fall wird man (im Rahmen des heu-
te Möglichen) zu intelligenten protektio-
nistischen Maßnahmen greifen müs-
sen.

Im gesamten EU-Kontext darf man
sich jedoch nicht an die Vision einer
Zweidrittelgesellschaft, die in manchen
EU-Regionen bereits Wirklichkeit ist,
gewöhnen. Es ist daher dringend ge-
boten, das Thema Beschäftigung zu
einem politisch handlungsrelevanten
Thema auf EU-Ebene - die aktuelle EU-
Regierungskonferenz bietet dazu eine
gute Gelegenheit - zu machen.

Miron Passweg


